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Aktenzeichens 5 AZR 308/89
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 11. Aoril 1990

- 5 AZR 308/89 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 10. November 1988
Siegburg - 1 Ca 1399/88 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 5. April 1989
Köln - 7 (11) Sa 109/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Rückzahlung von Ausbildungskosten (P^lot)

Gesetz: BGB § 611 Ausbildungsbeihilfe; BGB 133» 140, 607

Leitsatz:

Soweit es für die Erstattung von Ausbildungskosten durch 
den Arbeitnehmer darauf ankommt, ob sich seine Berufs- und 
Verdienstaussichten auf dem Arbeitsmarkt verbessert haben, 
muß der die Erstattung beanspruchende Arbeitgeber darlegen - 
und gegebenenfalls beweisen daß für entsprechend ausge­
bildete Arbeitskräfte in nennenswertem Umfang Bedarf be­
steht (im Anschluß an BAGE 28, 159, 167 = AP Nr 3 zu § 611
BGB Ausbildungsbeihilfe, zu III 2 a der Gründe und BAGE 42, 
48, 53 = AP Nr 6 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu II 3 
der Gründe, gegen LAG Köln Urteil von 5. April 1989 - 7 (11) 
Sa 109/79 - LAGE Nr 4 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe).
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5 A2B 308/89 
7 (11) Sa 109/89 Köln

Verkündet am 
11. April 1990
Clobes,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 11. April 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter 
Dr. Gehring und Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter 
Dr. Florack und Blank-Abel für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 5. April 
1989 - 7 (11) Sa 109/89 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Siegburg vom 10. November 
1988 - 1 Ca 1399/88 - abgeändert:

Die Klage wird abgewiesen.
3. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits 

zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Beklagte zur Rückzah­
lung von Ausbildungskosten verpflichtet ist

Die Klägerin stellte den Beklagten am 1. Juli 198? als Flug­
zeugführer ein. Das Arbeitsverhältnis begann mit einer Probezeit 
von sechs Monaten und sollte am 31. Dezember 1987 enden, wenn es 
nicht darüber hinaus vereinbarungsgemäß fortgesetzt wurde. Danach 
sollte eine Kündigungsfrist von sechs Monaten gelten.

In Verbindung mit dem Arbeitsvertrag haben die Parteien fol­
genden "Darlehensvertrag” abgeschlossen: Die Klägerin gewährte 
dem Beklagten "ein zweckgebundenes zinsloser. Darlehen in Höhe von 
DM 15.000,00" zur Erlangung der Typenberechl.igung auf einem der
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Luftfahrzeuge der Klägerin. Der Beklagte verpflichtete sich, die­
sen Betrag "anteilig der Restzeit" an die Klägerin zurückzuzah­
len, wenn er im Zeitraum eines Jahres nach Beginn der Musterbe­
rechtigung wieder aus dem Arbeitsverhältnis ausschied.

Die Klägerin hat nach ihrer Behauptung für den Erwerb der 
Musterberechtigung des Beklagten für die Blugzeugtypen AC - 6 T 
und BE 55 insgesamt 9.027,44 DM aufgewandt. Der Beklagte hat ein 
Anfangsgehalt von 4.500,—  DM bezogen. Dieses erhöhte sich nach 
dem Erwerb der Musterberechtigung (ab 1. November 1987) auf 
6.000,—  DM monatlich.

Der Beklagte hat der Klägerin im Dezember 1987 mitgeteilt, 
daß er das zunächst bis zum 31» Dezember 1987 befristete Arbeits­
verhältnis nicht fortsetzen wolle. Er ist seit dem 1. Januar 1988 
bei einem anderen Unternehmen als Flugzeugführer auf dem Flug­
zeugtyp AC - 6 T tätig.

Die Klägerin verlangt in diesem Rechtsstreit die Hälfte der 
nach ihrer Behauptung aufgewandten Gesamtkosten von 9.027,44 DM 
(also 4.513,72 DM) vom Beklagten zurück und stützt sich dafür auf 
den Darlehensvertrag vom 1. Juli 1987. Danach sei der Beklagte 
zur zeitanteiligen Rückzahlung der Ausbildungskosten verpflich­
tet. Diese Rückzahlungsvereinbarung sei wirksam, weil der Beklag­
te die von der Klägerin finanzierte Ausbildung bei seinem neuen 
Arbeitgeber einsetzen könne.
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Die Klägerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 
4.513>72 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 23. Juli 
1988 zu zahlen.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und zur Begründung 
geltend gemacht, die Darlehensvereinbarung sei unwirksam. Das 
vereinbarte Darlehen sei höher als die nach der eigenen Behaup­
tung der Klägerin entstandenen Ausbildungskosten. Sie könne ihr 
Rückzahlungsverlangen nicht auf den Darlehensvertrag stützen, 
weil er sich nicht auf die Ausbildungskosten erstrecke. Aber 
selbst dann, wenn man den Darlehensvertrag in eine Verpflichtung 
zur Rückzahlung der tatsächlich aufgewandten Ausbildungskosten 
umdeute, sei der Beklagte nicht zur Rückzahlung verpflichtet, 
weil der Erwerb der Typenberechtigung ausschließlich im Interesse 
der Klägerin gelegen habe.

Das Arbeitsgericht hat der Klage - stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung zurückgewiesen. Der Beklagte will 
mit der Revision die Abweisung der Klage erreichen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Beklagten ist begründet und muß zur Aufhe­
bung des angefochtenen Urteils führen. Der Beklagte ist nicht zur 
Rückzahlung der Aufwendungen verpflichtet, welche die Klägerin 
nach ihrer Behauptung für den Beklagten zum Erwerb der Musterbe­
rechtigung für die von ihr eingesetzten Flugzeugtypen aufgewandt 
hat.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat die Rückzahlungsverpflichtung 
des Beklagten aus dem Darlehensvertrag vom 1. Juli 1987 hergelei­
tet. Es hat dazu ausgeführt, daß die Klägerin dem Beklagten zwar 
kein Darlehen zur Finanzierung der Ausbildungskosten gewährt ha­
be. Diese Vereinbarung sei jedoch so zu verstehen, daß sie sich 
auf die Rückzahlung der hier geltend gemachten tatsächlichen Aus­
bildungskosten erstrecke.

Der Beklagte bringt demgegenüber vor, daß die Vereinbarung 
nur die Verpflichtung zur Rückzahlung eines Darlehens enthalte, 
das er niemals bekommen habe. Die Rückzahlungsverpflichtung um­
fasse nicht auch die von der Klägerin nach ihrer Behauptung auf­
gewandten Kosten zum Erwerb einer Musterberechtigung. Allenfalls 
könne die Darlehensvereinbarung dahin um§edeutet werden, daß sie 
die Rückzahlungsverpflichtung für die tatsächlich aufgewandten 
Kosten einschließe. Aber selbst dann sei diese Rückzahlungsver­
pflichtung nach den vom Bundesarbeitsgericht in ständiger Recht­
sprechung vertretenen Grundsätzen nicht wirksam.

II. Die Rückzahlungsverpflichtung des Beklagten scheitert nicht 
schon daran, daß die Klägerin sich auf eine Darlehensvereinbarung 
stützt. Zwar hat der Beklagte von ihr kein Darlehen erhalten
(§ 607 Abs. 1 BGB). Es kann aber eine Zahlungsverpflichtung aus 
einem anderen Grunde in der Weise vereinbart werden, daß die 
Rückzahlung als Darlehen geschuldet werden solle (§ 607 Abs. 2 
BGB). In beiden Fällen ist der geschuldete Geldbetrag unabhängig

von der Laufzeit des Darlehens in voller Höhe zurückzuzahlen.
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Diesen Anforderungen entspricht die Darlehensvereinbarung 
nicht, denn sie verpflichtet den Beklagten nur zur zeitanteiligen 
Rückzahlung der Aufwendungen der Klägerin für den Erwerb der Mu­
sterberechtigung für die Dauer eines Jahres» Damit weicht die 
Vereinbarung vom Darlehenscharakter ab, weil sich die Rückzah­
lungspflicht entsprechend der Dauer der Betriebszugehörigkeit
- wie hier - mindert, ohne daß durch Einbeheltungen oder Rückzah­
lungen eine Schuldtilgung erfolgt. Das spricht dafür, daß in 
Wahrheit - entgegen dem Wortlaut der Vereinbarung - kein Darlehen 
im Rechtssinne gewollt war, sondern eine Verpflichtung zur Rück­
zahlung der für die Ausbildung aufgewandten Kosten. Allein die 
Wahl einer sachlich unzutreffenden Bezeichnung ("Darlehensver- 
trag”) kann daran nichts ändern (ebenso Borrmann, AR-Blattei
- D - Rückzahlungsklauseln I, I Übersicht, su III 4 a, m.w.N.). 
Unter diesen Umständen bedarf es keiner Umdcutung gemäß § 140 
BGB, wie der Beklagte meint, sondern die Parteien haben die Rück­
zahlungsverpflichtung nur als Darlehensvertrag falsch bezeichnet 
(falsa demonstratio).

III. Die hiernach vereinbarte Rückzahlung der Aufwendungen der 
Klägerin für den Erwerb der Musterberechtigung verpflichtet den 
Beklagten jedoch nicht zum Ersatz dieser Kosten.

1. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts können Ar­
beitsvertragsparteien zwar vereinbaren, daß Ausbildungskosten, 
die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer aufgewandt hat, von die­
sem zurückzuzahlen sind, wenn der Arbeitnehmer das Arbeitsver­
hältnis vor Ablauf bestimmter Fristen beendet. Das gilt jedoch
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nicht uneingeschränkt. Zahlungsverpflichtungen, die an die vom 
Arbeitnehmer ausgehende Kündigung anknüpfen, können das Grund­
recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes nach Art. 12 GG beein­
trächtigen. Deshalb kommt es darauf an, ob den möglichen Nachtei­
len für den Arbeitnehmer ein angemessener Ausgleich gegenüber­
steht. Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen. Die Rückzah­
lungspflicht muß vom Standpunkt eines verständigen Betrachters 
aus einem begründeten und zu billigenden Interesse des Arbeitge­
bers entsprechen; der Arbeitnehmer muß mit der Ausbildungsmaßnah­
me eine angemessene Gegenleistung für die Rückzahlungsverpflich­
tung erhalten haben. Insgesamt muß die Erstattungspflicht dem Ar­
beitnehmer nach Treu und Glauben zumutbar sein. Dabei kommt es 
u.a. auf die Dauer der Bindung, den Umfang der Fortbildungsmaß­
nahme, die Höhe des Rückzahlungsbetrages und dessen Abwicklung an 
(vgl. BAGE 13, 168, 174 ff. = AP Nr. 25 su Art. 12 GG, zu II 1 
der Gründe; BAGE 28, 159, 163 = AP Nr. 3 zu § 611 BGB Ausbil­
dungsbeihilfe, zu II 1a der Gründe; BAGE 42, 48 = AP Nr. 6 zu 
§ 611 BGB Ausbildungsbeihilfe sowie BAG Urteile vom 19. März 1980 
- 5 AZR 362/78 - und vom 11. April 1984 - 5 AZR 430/82 - AP Nr. 5 
und 8 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe).

Die tatsächlichen Voraussetzungen für die Rechtswirksamkeit 
einer Rückzahlungsklausel muß der Arbeitgeber darlegen (BAGE 28, 

159, 166 = AP, aaO, zu III 1 der Gründe).

-  8 -

2 . Dieser Darlegungslast hat die Klägerin nicht genügt.
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Die Klägerin sieht einen entscheidenden Vorteil für das be­
rufliche Fortkommen des Beklagten darin, daß er die von ihr fi­
nanzierte Musterberechtigung bei seinem neuen Arbeitgeber einset- 
zen konnte, denn er fliegt dort den gleichen Flugzeugtyp, für den 
er bei der Klägerin die Musterberechtigung erworben hat.

Das Landesarbeitsgericht ist dieser Auffassung der Klägerin 
gefolgt und hält deswegen die Rückzahlungsverpflichtung für zu­
mutbar. Durch die Leistung der Klägerin habe der Beklagte nicht 
nur einen neuen Arbeitsplatz erhalten, sondern auch die Möglich­
keit, nach Ablauf eines Jahres einen Arbeitsplatz bei anderen 
Arbeitgebern zu bekommen, die den gleichen Flugzeugtyp einsetzen. 
Das reicht nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts aus, um ei­
nen Vorteil des Arbeitnehmers im Sinne der Rechtsgrundsätze über 
die Zulässigkeit von Ausbildungskosten - Rückzahlungsvereinba­
rungen - zu begründen.

3. Das Berufungsgericht setzt sich mit seiner Ansicht in Wider­
spruch zu der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts: In der 
Entscheidung BAGE 28, 159, 167 = AP, aaO, zu III 2 a der Gründe, 
hat das Bundesarbeitsgericht folgendes ausgeführt:

"Der Senat will nicht ausschließen, daß unter 
besonderen Umständen eine Verpflichtung des 
Arbeitnehmers, Ausbildungskosten zurückzu­
zahlen, falls er vor Ablauf einer bestimm­
ten Frist ausscheidet, damit zu rechtferti­
gen sein könnte, die Ausbildung habe den 
allgemeinen Marktwert seiner Arbeitskraft 
erhöht. Um mit dieser Begründung ihre Rück­
zahlungsklausel zu halten, hätte die Beklag­
te aber substantiiert darlegen müssen, daß 
außerhalb ihres eigenen Betriebes Bedarf 
nach derart ausgebildeten Arbeitskräften
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im nennenswerten Umfang besteht, und inwie­
fern die Berufs- und Verdienstuhancen des 
Klägers gerade durch die genossene Ausbil­
dung gesteigert worden sind. Dazu hätten 
konkrete Angaben über die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt für die Kräfte mit dem Aus­
bildungsstand des Klägers gehört."

Eine entsprechende Aussage findet sich in dem Urteil BAGE 
42, 48, 53 = AP, aaO, zu II 3 der Gründe, Dort heißt es, die Aus­
sicht, in den höheren Sparkassendienst aufzusteigen und Vor­
standsmitglied einer Bayerischen Sparkasse zu werden, stelle 
"keinen ernsthaft in Betracht zu ziehenden Vorteil ... dar". Wei­
ter ist ausgeführt:

"Nach dem von der Beklagten vorgelegten Prüfungs­
zeugnis haben allein mit ihr zusammen weitere 
349 Angestellte den Lehrgang erfolgreich abge-r 
schlossen. Da dieser Lehrgang ständig angeboten 
wird, warten Tausende von Angestellten mit der 
Sparkassenprüfung II auf einen von der Klägerin 
angesprochenen Vorstandsposten. Die rechtliche 
Möglichkeit, einen solchen Posten zu bekleiden, 
läßt deshalb keinen wirklichen Wert der Ausbil­
dung für die Beklagte in dieser Hinsicht er­
kennen ."

4. Die insoweit darlegungspflichtige Klägerin konnte sich nach 
diesen Rechtsprechungsgrundsätzen zur Begründung der Rückzah­
lungsverpflichtung des Beklagten nicht auf den Hinweis beschrän­
ken, daß der Beklagte mit der von der Klägerin finanzierten Mu­
sterberechtigung den gleichen Flugzeugtyj bei seinem neuen Ar­
beitgeber fliege wie zuvor bei der Klägerin. Sie hätte vielmehr 
substantiiert darlegen müssen, daß außerhalb ihres eigenen Be­
triebes Bedarf nach derart ausgebildeten Piloten in nennenswertem 

Umfang besteht und inwiefern die Berufs- und Verdienstchancen des 
Klägers gerade durch die von ihr finanzierte Ausbildung gestei­
gert worden sind. Dazu hätten konkrete Ar gaben über die Lage auf

10JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

dem Arbeitsmarkt für Kräfte mit dem Ausbildungsstand des Klägers 
gehört. An einem derartigen Vortrag fehlt es mit der Folge, daß 
eine Verpflichtung des Beklagten zur Rückzahlung der Aufwendungen 
der Klägerin nicht begründet werden konnte.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Dr. Florack Blank-Abel
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